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Namens der Bundesregierung beantworte ich die Kleine An- 
frage wie folgt: 

Die Kleine Anfrage zielt im Kern auf regionale Strukturana- 
lysen und -Prognosen, die den Investoren der Wohnungswirt- 
schaft und den Unternehmen der Bauwirtschaft Anhaltspunkte 
für die künftige Entwicklung der Wohnungs- und der Baunach- 
frage in einzelnen Regionen geben sollen. Schon die Bezugnah- 
me auf die weit über den Bereich des Wohnungsbaues hinaus- 
gehenden Flächennutzungspläne zeigt, daß regionale Prognosen 
für die Entwicklung der Wohnungsnachfrage und des Woh- 
nungsbaues nur im Zusammenhang mit Prognosen der wirt- 
schaftlichen und strukturellen Entwicklung der betreffenden 
Regionen entwickelt werden können. Insoweit geben die Lan- 
desraumordnungsprogramme und die regionalisierten langfri- 
stigen Investitionsplanungen, die einzelne Länder entwickelt 
haben, Orientierungsdaten. Hier ist z. B. auf den Großen Hes- 
senplan — Hessen '80 — und auf das Nordrhein- Westfalen 
Programm 1975 — hinzuweisen. Leider sind noch nicht alle 
Länder in ihren Planungen so weit fortgeschritten. 

Die Aufstellung regionaler Raumordnungs- und Entwicklungs- 
programme fällt in den Aufgabenbereich der Länder. Insoweit 
richtet sich die Kleine Anfrage an die falsche Adresse. Lang- 
fristige Prognosen des Bundes werden sich, wie in der Vergan- 
genheit, auch künftig im allgemeinen auf globale Aussagen 
über die zu erwartende gesamtwirtschaftliche Entwicklung und 
über die Entwicklung in einzelnen Bereichen der Wirtschaft, 
darunter auch der Wohnungs- und Bauwirtschaft, beschränken. 
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Detaillierte langfristige Prognosen des Bundes würden, da sie 
naturgemäß mit erheblichen Unsicherheiten behaftet wären, 
eher zu Fehlinvestitionen führen als zur Vermeidung von Fehl- 
planungen bei den Unternehmen beitragen. Sie würden auch 
den Prinzipien einer Globalsteuerung der Wirtschaft wider- 
sprechen. Der Bund liefert jedoch durch die Bundesstatistik 
wesentliche Grundlagen für regionale Analysen und Prognosen, 
wie für die Aufstellung von Raumordnungs- und Entwicklungs- 
plänen. Der Bund fördert außerdem Analysen und Prognosen 
wissenschaftlicher Institute, die über die mutmaßliche Entwick- 
lung der Baunachfrage und des Wohnungsbedarfs, z. T. auch in 
grober regionaler Gliederung, Auskunft geben. Auf die Bau- 
vorausschätzung des IFO-Instituts, München, die auch für ein- 
zelne Bundesländer gesondert vorliegt, sei in diesem Zusam- 
menhang besonders hingewiesen. 

Die Einzelfragen werden wie folgt beantwortet: 


1. Was hat die Bundesregierung getan, um die Ursache der extre- 
men Preisentwicklung in der Bauwirtschaft durch eine wissen- 
schaftliche Untersuchung aufzuklären, die auf die spezifisch 
regionalen Belange der Bauindustrie und auf ihre langfristigen 
Investitions- bzw. Produktionsplanungen abgestellt war? 


Die Ursachen der Baupreissteigerungen sind bekannt. Sie sind 
neben verbesserten Gewinnen der Bauwirtschaft auf Lohn- und 
Materialpreissteigerungen zurückzuführen. In der Hochkon- 
junktur war es den Unternehmen möglich, diese Kostensteige- 
rungen weitgehend abzuwälzen. Daneben steht fest, daß von 
der Bauwirtschaft die Möglichkeiten der Rationalisierung und 
Industrialisierung nicht genügend genutzt worden sind und die 
Betriebsstrukturen dieses Wirtschaftszweiges vielfach nicht 
optimal sind. 

Eine wissenschaftliche Untersuchung der Ursachen der Kosten- 
steigerungen hätte zu keinen neuen Erkenntnissen geführt. 

Eine länderweise Aufgliederung der langfristig zu erwarten- 
den Baunachfrage existiert und ist den Bauuntemehmen zu- 
gänglich (Bauvorausschätzung des IFO-Instituts). Eine zusätz- 
liche durch die Bundesregierung geförderte Untersuchung 
könnte kaum zu wesentlichen neuen Erkenntnissen führen, 
über die Frage, mit welcher Verwirklichung des langfristigen 
öffentlichen Baubedarfes bei angemessenem und stetigen wirt- 
schaftlichem Wachstum gerechnet werden kann, sind zwei Un- 
tersuchungsaufträge vergeben. 

Im übrigen ist darauf hinzuweisen, daß für spezifisch regionale 
Untersuchungen in erster Linie die Bundesländer zuständig 
sind, die — wie im Falle Nordrhein-Westfalen — bereits ent- 
sprechende Aufträge vergeben haben. 
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2. Ist cs der Bundesregierung bekannt, daß die Verbände der Bau- 
wirtscbaft seit Jahren für eine langfristige regionale Bauplanung 
und eine mehrjährige Rahmenplanung in diesem Sektor eintre- 
ten? 


Ja. Den Spitzenverbänden der Bauwirtschaft geht es allerdings 
in erster Linie insgesamt um die Sicherung einer möglichst kon- 
tinuierlichen Baunachfrage. Sie wenden sich namentlich gegen 
eine Konzentration der Konjunkturpolitik auf Maßnahmen der 
Haushaltspolitik, die regelmäßig in der Hauptsache die Bau- 
wirtschaft treffen. Auch die Bundesregierung ist der Auffas- 
sung, daß eine einseitige Ausrichtung der Konjunkturpolitik 
auf Maßnahmen der Haushaltspolitik sich auf die Dauer sowohl 
für die Bauwirtschaft als auch für den Ausbau der Infrastruktur 
schädlich auswirken müssen. Dementsprechend hat die Bundes- 
regierung Mitte d. J. vorwiegend andere Instrumente der Kon- 
junkturpolitik eingesetzt. 

Eine -langfristige Bauplanung ist nur für den Bereich des öffent- 
lichen und des öffentlich geförderten Hochbaues realisierbar, 
während sich die private Baunachfrage einer „Planung" ent- 
zieht. Die Bundesregierung hat bereits in den Jahren 1965 und 
später versucht, die öffentlichen und die öffentlich geförderten 
Hochbauvorhaben für die folgenden Jahre zusammenzustellen. 
Dieser Versuch hat wegen der ablehnenden Haltung einiger 
Bundesländer nicht zu dem gewünschten Erfolg geführt. 

Zur Zeit wird versucht, von den Ländern und den Gemeinden 
diejenigen Informationen über Hochbau absichten zu erhalten, 
die für die Aufstellung mittelfristiger Bauprogramme und für 
die Koordinierung der Bautätigkeit der öffentlichen Hände un- 
erläßlich sind. Der Beschluß des Bundeskabinetts vom 27. Au- 
gust 1970 verpflichtet die Bundesressorts, ihre Bauabsichten 
zu koordinieren. Die Bundesregierung verhandelt z. Z. mit 
den Bundesländern, über deren Beteiligung an dieser Koordi- 
nierung. 


3. Ist der Bundesregierung bekannt, daß nach einer Umfrage des 
IFO-Instituts schon im Jahre 1966 sich 59% der Baufirmen bereit 
erklärt haben, wegen der gleichmäßigen Auslastung ihrer Ka- 
pazität die Preise auf längere Zeit stabil zu halten, d. h. auf 
eine Lohngleitklausel zu verzichten? 


Ja. Die zwischenzeitliche Entwicklung hat allerdings deutlich 
gemacht, daß die Bauwirtschaft nicht von den Auswirkungen 
des konjunkturellen Geschehens in der übrigen Wirtschaft frei- 
gehalten werden kann. Eine konjunkturelle Übemachfrage nach 
Arbeitskräften in der Industrie mit ihren Konsequenzen auf die 
Lohnentwicklung wirkt selbst dann auf die Bauwirtschaft zu- 
rück, wenn die Baunachfrage nicht übermäßig steigt. Die zwi- 
schenzeitlichen Erfahrungen der Bauwirtschaft dürften daher 
heute zu einem anderen Umfrageergebnis führen. 
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4. Ist der Regierung klar, daß eine langfristige Bauplanung eine 
genaue Bedarfsanalyse voraussetzt und daß ohne solche ana- 
lytischen Unterlagen die kontinuierliche Bautätigkeit nicht ge- 
sichert ist, die gerade für die Baubetriebe eine so große Bedeu- 
tung hat? 


Eine langfristige Bauplanung kann es, wie bereits erwähnt, nur 
für die von der öffentlichen Hand unmittelbar beeinflußten Be- 
reiche der Bautätigkeit geben. Insoweit bieten die nach dem 
Stabilitätsgesetz aufzustellenden mehrjährigen Investitions- 
programme, die Finanzpläne und, soweit vorhanden, die regio- 
nalisierten Investitionsplanungen der Länder Anhaltspunkte. 
All diese Programme und Pläne beruhen auf entsprechenden 
Bedarfsanalysen. In den übrigen, von der öffentlichen Hand 
nicht unmittelbar beeinflußten Bereichen der Bautätigkeit könn- 
ten Bedarfsanalysen nur bedingt weiterhelfen, weil Baubedarf 
nicht mit entsprechender Nachfrage gleichgesetzt werden kann. 
Das gilt namentlich auch für große Teile des Wohnungsbaues. 
Deshalb sind Marktforschung und Marktanalyse wichtige Auf- 
gabengebiete der wohnungs- und bauwirtschaftlichen Unter- 
nehmen selbst. Sie finden für solche Untersuchungen wertvolles 
Datenmaterial in der Bundesstatistik (vgl. Antwort zu Fragen 5 
bis 7). 


5. Hat die Bundesregierung etwas unternommen, um den Woh- 
nungsbaubetrieben des Baugewerbes, darunter auch dem Fertig- 
teilbau, bedarfsanalytische Werte zur Verfügung zu stellen, aus 
denen hervorgeht, in welchen Gebieten, in welchem Ausmaß 
und in welcher Zusammensetzung der Wohnungsbaubedarf auf- 
tritt? 


6. Aus welchen Beweggründen fördert die Bundesregierung aus- 
schließlich solche wohnungsbedarfsanalytischen Untersuchungen, 
die nur für das gesamte Bundesgebiet Globalzahlen liefern, mit 
denen die unternehmerische Bauwirtschaft wegen der Mannig- 
faltigkeit der Baumärkte aber nichts anfangen kann? 


Bereits im Frühjahr d. J. hat die Bundesregierung zur Vorberei- 
tung des langfristigen Wohnungsbauprogramms durch eine 
Analyse der Familien und Haushalte ohne eigene Wohnung 
die Unterversorgung mit Wohnungen in den einzelnen Bundes- 
ländern, den Großstädten und den Gemeinden nach Gemeinde- 
größenklassen untersucht. Die Ergebnisse sind durch Presse- 
mitteilungen des Bundesministeriums für Städtebau und Woh- 
nungswesen bekannt gegeben worden. 

Im Zusamenhang mit dem von der Bundesregierung beschlos- 
senen Entwurf eines Gesetzes über Maßnahmen zur Verbesse- 
rung des Mietrechts und zur Begrenzung des Mietanstiegs wer- 
den z. Z. im Bundesministerium für Städtebau und Wohnungs- 
wesen Berechnungen über den noch ungedeckten Wohnungs- 
bedarf für die rund 550 Stadt- und Landkreise durchgeführt. 
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Diese Analysen gründen sich auf die Ergebnisse der Wohnungs- 
zähluPxg, deren Veröffentlichung vom Statistischen Bundesamt 
z. Z. vorbereitet wird. Danach werden auch die bedarfsanalyti- 
schen Untersuchungen des Bundesministeriums für Städtebau 
und Wohnungswesen veröffentlicht. Sie werden damit auch 
den interessierten Kreisen der Bauwirtschaft zur Verfügung 
stehen. 

Baubetriebe, die auf diesen Untersuchungen betriebliche Ent- 
scheidungen aufbauen, sollten freilich bedenken, daß neben 
dem z. Z. noch ungedeckten Wohnungsbedarf laufend neuer 
Wohnungsbedarf durch Haushaltsgründungen, Wanderungen 
u. a. m. entsteht. Dieser Neubedarf ist jedoch im voraus nur 
schwer zu lokalisieren. 


7. Kann die Bundesregierung erklären, wozu das Ministerium für 
Städtebau und Wohnungswesen die Daten der Wohnungszäh- 
lung 1968 .benötigte, wenn nicht als Basis für die Aufstellung 
einer regionalen Bedarfsanalyse? 

Die Daten der Wohnungszählung 1968 haben nicht nur Bedeu- 
tung für die Analyse des regionalen Bedarfs, sondern sind Rüst- 
zeug und unentbehrliche Grundlage für alle städtebaupoliti- 
schen und wohnungspolitischen Überlegungen und Entschei- 
dungen bis zur nächsten totalen Gebäude- und Wohnungszäh- 
lung 1975. Die Ergebnisse des Wohnungszensus 1968 bieten 
Entscheidungshilfen für die Schwerpunktbildung bei der künfti- 
gen Sanierung und Erneuerung überalteter Wohnquartiere und 
Baugebiete. Die Analyse der Wohnungsversorgung wichtiger 
Bevölkerungskreise, der Kinderreichen, der alten Menschen, 
der jungen Ehepaare, der Alleinstehenden und der Ausländer, 
gibt wichtige Daten für die Ausgestaltung und Fortentwicklung 
des langfristigen Wohnungsbauprogramms. Die Feststellungen 
über das Mietengefüge sind für die mietpolitischen Entscheidun- 
gen eine unerläßliche Hilfe. Die Erfassung der Eigentumswoh- 
nungen, der Zweitwohnungen und der leerstehenden Wohnun- 
gen ist für die Wohnungspolitik und die Wohnungswirtschaft 
bedeutsam. 


8. Ist die Bundesregierung bereit, ihre künftige Wohnungsbauför- 
derung nach Strukturentwicklungsplänen auszurichten, die sich 
sowohl auf den Wohnungsbedarf wie auf arbeitsplatzanaly- 
tische Merkmale erstrecken, die nicht nur den zahlenmäßigen' 
Wohnungsbedarf, sondern auch dessen Verteilung auf die ein- 
zelnen Wohnungstypen wie die voraussichtlichen Baukosten 
und den Baulandbedarf mit einbeziehen? 


9. Kann die Bundesregierung Antwort auf die Frage geben, nach 
welchen Gesichtspunkten die in die Bauwirtschaft fließenden 
öffentlichen Mittel verteilt werden, wenn dem zuständigen 
Ressort weder die Massierungspunkte der Bautätigkeit, noch 
die „ wo hnungs wirtschaftlichen Entwicklungsgebiete" bekannt 
sind? 


5 



Drucksache VI/ 1495 Deutscher Bundestag — 6. Wahlperiode 


Die Bundesmittel für den sozialen Wohnungsbau werden nach 
§ 19 des IL WoBauG auf die Länder verteilt. 

Diese leiten die Bundes- und Landesmittel in eigener Zustän- 
digkeit an die Stadt- und Landkreise weiter. 

Nach § 30 des IL WoBauG sind die Länder dabei gehalten, die 
öffentlichen Mittel in Übereinstimmung mit den Zielen der 
Raumordnung und Landesplanung zu verteilen. Die Länder ha- 
ben außerdem nach § 28 des IL WoBauG die Wohnbedürfnisse 
besonderer Personengruppen zu berücksichtigen. Die Bundes- 
regierung achtet auf die Einhaltung dieser Grundsätze. Dadurch 
ist der optimale Einsatz der Mittel im wesentlichen gewähr- 
leistet. Die Bundesregierung beabsichtigt, neben den o. g. ge- 
meinsamen Maßnahmen mit den Ländern die strukturelle Ent- 
wicklung der Bundesrepublik Deutschland dadurch besonders 
zu fördern, daß sie im Rahmen ihres langfristigen Wohnungs- 
bauprogrammes ein besonderes „Regionalprogramm'' vorsieht. 
Dieses Programm sieht eine jährliche Förderung von 50 000 
Wohnungen vor, die sich auf regionale Schwerpunkte konzen- 
trieren und die regionalen Aktionsprogramme im Bereich der 
regionalen Wirtschaftsförderung ergänzen, den Nachholbedarf 
in Orten mit besonders starker Unterversorgung beseitigen 
helfen und den Wohnungsbau im Rahmen der städtebaulichen 
Sanierungs- und Entwicklungsmaßnahmen unterstützen soll. 
Die Schwerpunkte dieses Programms werden von der Bundes- 
regierung auch unter Berücksichtigung der aufgeworfenen Fra- 
gen im Rahmen der Raumordnung und Landesplanung nach 
Vorschlägen der Länder gesetzt werden. 

Die Entscheidung, welche Wohnungstypen und welcher Bau- 
landbedarf dabei in Betracht kommen, beantwortet sich im Rah- 
men der oben dargestellten übergeordneten Planung nach der 
konkreten Planung am Ort. 

Hinsichtlich der Baulandfrage ist zu bemerken, daß der Bund 
nur die gesetzlichen Rahmenbedingungen schaffen kann. Zu 
diesem Zusammenhang kann darauf hingewiesen werden, daß 
die bisher weitgehend ungelöste Baulandfrage zu erheblichen 
Erschwerungen des sozialen Wohnungsbaues auch gerade in 
den besonderen Bedarfsschwerpunkten führt; das Städtebau- 
förderungsgesetz wird insoweit Erleichterung bringen. Die Bau- 
landfrage kann insgesamt allerdings nur im Rahmen der Novel- 
lierung des Bundesbaugesetzes und der Steuerreform durch 
sorgfältig aufeinander abgestimmte gesetzgeberische Maßnah- 
men gelöst werden. 


10. Hat die Bundesregierung Vorsorge dafür getroffen — außer 
punktuellen Maßnahmen — , daß sowohl ökonomisch als auch 
wissenschaftlich begründete Leitlinien für die Sanierungsbedürf- 
tigkeit (sogenannte Sanierungsbedürftigkeitsskala) aufgestellt 
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werden, die als Basis für die Verwirklichung des zu verabschie- 
denden StädtebauförderungsgesGLzes dienen können und auch 
dem Ertragswert der Wohnungen Rechnung tragen? 


Die Bundesregierung hat in § 3 Abs. 3 des Regierungsentwurfs 
des Städtebauförderungsgesetzes im einzelnen aufgeführt, wel- 
che Kriterien bei der Beurteilung zu berücksichtigen sind, ob 
in einem städtischen oder ländlichen Gebiet städtebauliche Miß- 
stände vorliegen. Der Grad der Sanierungsbedürftigkeit eines 
Gebiets wird an der Schwere der einzelnen festgestellten Miß- 
stände und deren Summierung gemessen werden können. Eine 
Abstufung der einzelnen möglichen Mißstände in Form einer 
wertenden Skala im Gesetz selbst hält die Bundesregierung 
nicht für zweckmäßig; dies muß vielmehr der Einordnung über- 
lassen bleiben, welche die Länder und der Bund bei der Auf- 
stellung der künftigen Programme vornehmen werden. 

Die Bundesregierung hat bereits frühzeitig durch die Vergabe 
von Forschungsaufträgen und durch zahlreiche Studien und Mo- 
dellvorhaben in der ganzen Bundesrepublik Deutschland me- 
thodische Grundlagen zur Feststellung der Sanierungsbedürftig- 
keit erarbeiten lassen oder erhalten. 

In einem Forschungsauftrag zum Thema „Systematik der Vor- 
bereitung städtebaulicher Emeuerungsmaßnahmen“ wird z. Z. 
katalogisiert, was im Rahmen der vorbereitenden Untersuchun- 
gen von Sanierungsmaßnahmen von den Gemeinden zu veran- 
lassen und zu berücksichtigen ist. 

Die Bundesregierung wird dem Deutschen Bundestag im Städte- 
baubericht 1970 erste Grundsätze für die Erarbeitung derartiger 
Kriterien darlegen. 

Die Frage, ob „die Leitlinien für die Sanierungsbedürftigkeit 
auch dem Ertragswert der Wohnungen Rechnung tragen", ist 
nicht ohne weiteres verständlich. Der Ertragswert vorhandener 
Wohnungen kann bei der Entscheidung über den Grad der 
Sanierungsbedürftigkeit eines Gemeindegebiets nur mittelbar 
und insoweit eine Rolle spielen, als sinkende Mieterträge, z. T. 
in Verbindung mit nicht-vermietbaren Wohnungen trotz nie- 
driger Mieten, die Folge städtebaulicher Mißstände sein kön- 
nen. 


11. Wurden von der Bundesregierung im Hinblick auf die Probleme 
des Umweltschutzes z. B. schon die heizungswirtschaftlichen 
Fragen in neuen Siedlungen und in Sanierungsgebieten unter 
Berücksiebtgung der aktuellen Erfordernisse der Luftreinhaltung 
und der neuen Energieträger (wie z. B. Erdgas oder — zukunfts- 
gerichtet — Atomenergie) untersucht? 


Die Bundesregierung hält die Versorgung von Baugebieten mit 
Wärmeenergie durch zentrale Anlagen, insbesondere zentrale 
Heizkraftwerke, aus Gründen des Umweltschutzes für sehr 
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bedeutsam, zumal die Abgasentschwefelung in solchen zentra- 
len Anlagen in Kürze einen Stand der Technik erreicht haben 
wird, der den Anforderungen der Luftreinhaltung genügt. In 
diesem Zusammenhang gewinnen auch neue Energieträger, wie 
Erdgas und elektrische Energie aus Atomkraftwerken, wach- 
sende Bedeutung. Es hat sich herausgestellt, daß zentrale Fern- 
heizungsanlagen sowohl für den Geschoßwohnungsbau als auch 
für geschlossene Siedlungseinheiten wirtschaftlicher sind als 
Einzelheizungsanlagen. Der Bundesminister für Städtebau und 
Wohnungswesen hat diese Frage im Rahmen einer Untersu- 
chung über Wärmeversorgungsanlagen untersuchen lassen. Der 
Ergebnisbericht wird im Frühjahr 1971 veröffentlicht. 

In der Praxis haben sich allerdings Schwierigkeiten daraus er- 
geben, daß das Gemeinderecht überhaupt nicht oder nur unzu- 
reichend Möglichkeiten für die Begründung eines Anschluß- 
und Benutzungszwanges an solche zentralen Versorgungsein- 
richtungen bietet. Der Bundesminister für Städtebau und Woh- 
nungswesen wird diese Frage mit den Ländern erörtern. 

Bei Wohnungsbaumaßnahmen, auf die der Bund unmittelbaren 
Einfluß hat (Wohnungsbau für Bundesbedienstete, Demonstra- 
tivbaumaßnahmen), wird in jedem Einzelfall mindestens die 
Anschlußmöglichkeit an ein vorhandenes Fernheiznetz geprüft. 
Für Demonstrativbaumaßnahmen ist grundsätzlich eine zentrale 
Wärmeversorgung (Anschluß an Stadtfemheiznetz, Blockheiz- 
werk, Gruppenheizung oder Anlagen, die diesen gleichwertig 
sind) vorzusehen. Diese Anlagen haben nach den Grundsätzen 
für Demonstrativbauvorhaben des Bundesministeriums für 
Städtebau und Wohnungswesen allen Anforderungen der Was- 
ser-, Boden- und Lufthygiene sowie volkswirtschaftlichen Be- 
langen Rechnung zu tragen. 


Dr. Lauritzen 


8 



